
Liebe Verbandsmitglieder, sehr geehrte Leserinnen und Leser,

wie Sie wissen, stehen wir als Ihr Verband in der Geschäftsstelle in Jena oder auch zu unseren gut besuchten Wirtestammtischen jeder-
zeit zur Verfügung. Für Ihre Probleme haben wir immer ein offenes Ohr und versuchen für alles eine Lösung zu finden. 

In der aktuellen wirtschaftlich angespannten Situation ist es sehr wichtig jeden bestehenden Vertrag aber auch jeden neuen Vertrag, 
welche Ihnen zur Zeit sehr schnell angeboten werden zu prüfen. Dafür sind wir und unser Rechtsanwalt, Herr Drechsler da. Leider kom-
men in letzter Zeit immer häufiger Unternehmer erst dann zu uns, wenn das berüchtigte Kind schon in den Brunnen gefallen ist. Dann 
kann oft gar nichts mehr getan werden, da Sie als Vollkaufmann keine Rücktrittsmöglichkeit haben.
DESHALB: ERST PRÜFEN, DANN UNTERSCHREIBEN!!!

Wir können Ihnen, werte Verbandsmitglieder, in der wirtschaftlich angespannten Situation nur immer wieder über unsere SAFÖ Hilfe 
und Unterstützung anbieten. Sei es die Umschuldung eines Kontokorrentes, die Stundung der Tilgung oder die Streckung des Kapital-
dienstes - wir helfen Ihnen gern! Für diese Beratungen gibt es Fördermöglichkeiten für Sie - rufen Sie uns einfach an!

In diesem Sinne können wir Sie immer nur wieder bitten sich mit Ihren Problemen an uns zu wenden.Sollten Sie Fragen haben, stehen 
wir Ihnen gern zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Ihre Marina Bergner
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II. Zu Gast bei...

Heute sind wir zu Gast bei Familie Lorenz...

Im Schlußstein der Eingangstorfahrt lesen wir ein aus den Buchstaben J.D.H. gebildetes 
Monogramm mit der Jahreszahl 1794. Es ist der Name des damaligen Besitzers: Johann 
Daniel Hebenstreit aus Neustadt (Orla) gebürtig. Der Gasthof hieß zu dessen Zeit: „Zum 
Hanfsack“. Mit seiner auch bis heute erhaltenen schönen Balkendecke und seinen im Erd-
geschoß 1 Meter dicken Wänden hat er die Schrecken des 30-jährigen Krieges in Oppurg 
schon gesehen.

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wandelte sich der „Hanfsack“ in den Gasthof „Zum braunen Hirsch‘‘um. Um die Zeit der 
Jahrhundertwende erhielt der „Grüne Baum“ von Carl Weise, dem Urgroßvater der heutigen Besitzer, seinen Namen. Er legte den 
Grundstein für eine bis heute währende, langjährige Familientradition. Ab dem Jahre 1935 bewirteten Hans & Else Weise die Einkehren-
den. Trotz abgebranntem Saalbereich im oberen Geschoß des Hauses im Jahre 1967 verließ die Besitzer nicht der Mut. Im Jahre 1972 
übernahm deren Tochter Doris und ihr Ehemann Karli Eismann die Gastwirtschaft. Erste Umbauten erfolgten durch sie gegen Ende der 
Siebziger Jahre.

Nach wie vor gilt der Gasthof „Zum Grünen Baum“ als Geheimtipp für kulinarische Genießer. Sowohl die familiäre Atmosphäre als 
auch die reichhaltige Auswahl an Gaumenfreuden ziehen Besucher von nah und fern zu jeglichen Anlässen in den Gasthof. Im Sommer 
1998 übernahm die Familie Frank Lorenz den Gasthof. Gemeinsam führen sie mit Mutter Doris das Haus weiter und versuchen, durch 
eine Vielzahl von kulturellen Angeboten die schönen Gasträume wie z.B. Goethestuben, großer Saal mit Bar, hauseigene Kegelbahn und 
idyllische Hofschenke mit Leben zu erfüllen.



III. Gastronom schlägt Gema

Keine Gebühren nach Betriebsaufgabe 
- Amtsgericht Bochum: (Stephan Büttner)
Endlich wieder einmal ein erfolgreiches 
Gerichtsverfahren gegen die Gema: Das 
Amtsgericht (AG) Bochum wies die Gema-
Zahlungsklage gegen einen Gastronomen 
ab. Es sah in der Betriebsaufgabe des 
Gastronomen einen Grund zur außeror-
dentlichen Kündigung des Gema-Lizenz-
vertrages. Zur Begründung führte das 
Amtsgericht aus, dass nach § 314 Abs. 1 
BGB ein Dauerschuldverhältnis von jedem 
Vertragspartner aus wichtigem Grund und 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
gekündigt werden kann. Ein wichtiger 
Grund liegt vor, wenn dem kündigenden 
Teil unter Berücksichtigung aller Umstände 

des Einzelfalles und unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen die Fortsetzung 
des Vertragsverhältnisses bis zum Ablauf 
einer Kündigungsfrist nicht zugemutet 
werden kann.
Nach Auffassung des Gerichts waren diese 
Voraussetzungen im vorliegenden Fall der 
Betriebsaufgabe gegeben. Dem Gastrono-
men wurde jegliche Möglichkeit genom-
men, die ihm vertraglich eingeräumten 
Rechte tatsächlich zu nutzen. Er müsste 
die vertraglich vereinbarte Lizenzgebühr 
zahlen, ohne überhaut die Möglichkeit zu 
haben, die Gegenleistung, sprich die Mu-
siknutzung, zu realisieren.
Im Übrigen ist die Regelung des § 314 BG  
in seinem Kern zwingendes Recht und kann 

durch die Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen der Gema nicht eingeschränkt werden.
Trotz dieses absolut zu begrüßenden Ur-
teils ist jedem Gastronom anzuraten, wenn 
möglich im Vorfeld einer sich abzeichnen-
den Betriebsaufgabe die Gema-Verträge 
auf monatliche bzw. vierteljährliche Lauf-
zeit umzustellen.
Vertragskündigung: Nach dem Amtsgericht 
Bochum kann ein Gema-Lizenzvertrag vom 
Gastronomen wegen Betriebsaufgabe ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt 
werden. Alles andere würde eine Störung 
des vertraglichen Äquivalenzverhältnisses 
bedeuten.

IV. Aus dem Steuerbüro

Bundesregierung erledigt ihre Haus-
aufgaben - Krankenversicherungsbei-
träge werden in voller Höhe abzugs-
fähig
Die Bundesregierung muss den Abzug 
von Krankenversicherungsbeiträgen neu 
regeln. Grund ist ein Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts. Nach Auffassung der 
Richter steht der bisherige beschränkte 
Abzug der Beiträge (maximal 1.500 EUR 
bei Arbeitnehmern und Rentnern; 2.400 
EUR bei Selbständigen) nicht im Einklang 
mit der Verfassung. Sie gaben daher der 
Bundesregierung auf, spätestens ab 2010 
eine neue, verfassungskonforme Regelung 
zu schaffen. 
Die Neuregelung sieht im Einzelnen vor:

Krankenversicherungsbeiträge werden •	
in voller Höhe abzugsfähig, soweit sie 
sich auf eine Basisversorgung be-
schränken. Sofern die Versicherung 
auch die Zahlung von Krankengeld 
umfasst, wird der anteilige Beitrag 
heraus gerechnet. 
Pflegepflichtversicherungsbeiträge •	
werden unbeschränkt abzugsfähig. 
Die Krankenversicherungen müssen •	
die Versicherungsdaten an die Finanz-
behörden melden, sofern der Versi-
cherte zustimmt. Aber: Stimmt der 
Steuerpflichtige der Meldung durch die 
Versicherung nicht zu, sind die Beiträ-
ge nicht abzugsfähig. 
Die gleiche Meldepflicht gilt zukünftig •	
für alle Arbeitgeber im Rahmen der 
elektronisch zu übertragenden Lohn-
steuerbescheinigung. 

Der Wegfall der Beschränkung wird an 
anderer Stelle teuer erkauft: Alle ande-
ren Risikoversicherungen außerhalb der 
Altersvorsorge wie Unfallversicherungen, 
Haftpflichtversicherungen, private Pflege-
versicherungen usw. sind zukünftig vom 
Abzug ausgeschlossen. Damit es nicht zu 
einer Verschlechterung kommt, wird über 
diverse Günstigerprüfungen die jeweils 
beste Rechtslage berücksichtigt. 
Stand: April 2009

Krankengeld für Selbständige: Reform 
der Reform
Im Zuge der Gesundheitsreform war 
zum 1. Januar 2009 das Krankengeld für 
freiwillig in der gesetzlichen Krankenversi-

cherung versicherte Selbständige ersatzlos 
gestrichen worden. Gesetzlich versicher-
te Hoteliers und Gastronomen zahlten 
seitdem zwar nur den ermäßigten Bei-
tragssatz, mussten aber das Krankengeld 
zusätzlich über Wahltarife der gesetzlichen 
Krankenversicherung oder alternativ über 
eine private Krankengeldzusatzversiche-
rung abdecken. Dies ist, insbesondere für 
ältere Versicherte häufig deutlich teurer als 
die beim Krankenkassenbeitrag ersparten 
0,6 Prozentpunkte. Außerdem bedeutet 
der Wahltarif eine dreijährige Bindung an 
die Krankenkasse ohne Sonderkündigungs-
recht. Die Bundesregierung plant daher die 
Rücknahme dieser Reform. Zum 31. Juli 
2009 sollen alle Krankengeld-Wahltarife 
geschlossen werden. Gesetzlich versicher-
te Selbständige erhalten dann wieder die 
Möglichkeit, sich zum Normalsatz und un-
ter Einschluss des Krankengeldes zu versi-
chern. Alternativ sollen die Krankenkassen 
zum 1. August 2009 neue Wahltarife als 
Alternative zum gesetzlichen Krankengeld 
anbieten. Anders als ursprünglich geplant, 
wird die „Reform der Reform“ voraussicht-
lich nicht rückwirkend zum 1. Januar 2009 
in Kraft treten.

Abwracken und neu kaufen - Private 
Fahrzeugkäufe werden mit der Um-
weltprämie belohnt
Ebenfalls im Rahmen des Konjunkturpakets 
II hat die Bundesregierung die Auszah-
lung einer „Umweltprämie“ für Altautos 
beschlossen. Mit ihr sollen die Bürger zum 
Kauf von Neuwagen animiert werden. Die 
Prämie beträgt 2.500 EUR und wird vom 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle (BAFA) ausgezahlt. Wichtig: Die 
Prämie gilt nur für private Fahrzeugkäufe.
Voraussetzungen für den Erhalt der Um-
weltprämie

Das Altfahrzeug muss zum Zeitpunkt •	
der Verschrottung mindestens neun 
Jahre alt und mindestens ein Jahr auf 
den Antragsteller in Deutschland zuge-
lassen sein. 
Als Ersatz muss ein  Neu- oder Jahres-•	
wagen, der mindestens die Euro 4-Ab-
gasnorm erfüllt, angeschafft werden. 
Die Zulassung des neuen Fahrzeugs •	
muss bis spätestens zum 31. Dezem-
ber 2009 erfolgen.

Verschrottung und Neuzulassung ist 
nachzuweisen
Die Verschrottung des alten Fahrzeugs ist 
durch einen Verschrottungsbeleg eines De-
montagebetriebes nachzuweisen, ebenso 
die Zulassung des Alt- und des Neufahr-
zeugs auf den Antragsteller.

Antragstellung beim Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
Der Antrag auf die Umweltprämie ist beim 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle zu stellen. Dazu sind die Originaldo-
kumente (keine Kopien) mit einzureichen.
Für die Bearbeitung der Anträge sind 
insgesamt 1,5 Milliarden EUR eingeplant. 
Diese Mittel stellen die Obergrenze dar. Die 
Prämien werden nach der zeitlichen Rei-
henfolge des Antragseingangs ausgereicht. 
Wer also frühzeitig seinen Antrag stellt, ist 
gut beraten. 

Degressive Abschreibung bis 2010 
möglich
Für die ab 01. Januar 2009 angeschafften 
oder hergestellten beweglichen Wirtschaft-
güter des Anlagevermögens wird wieder 
eine degressive Abschreibung eingeführt. 
Sie beträgt 25%, während es bis zum 31. 
Dezember 2007 noch 30% waren. Die 
Maßnahme ist auf zwei Jahre befristet. Die 
degressive Abschreibung kann jedoch nur 
bei Nettopreisen über 1.000 EUR genutzt 
werden, weil sonst die Regelungen für 
geringwertige Wirtschaftsgüter verpflich-
tend sind.

Höchstgrenze für Handwerkerleistun-
gen wird verdoppelt
Der Steuerbonus für Handwerkerleistungen 
im privaten Haushalt wurde verdoppelt. Ab 
2009 können maximal 20% von 6.000 EUR 
von der Steuerschuld abgezogen werden. 
Die Steuerminderung beträgt also maximal 
1.200 EUR pro Jahr.



Grundfreibetrag wird erhöht, Ein-
gangssteuersatz gesenkt
Für mehr Netto vom Brutto soll der Grund-
freibetrag für alle Steuerzahler von 7.664 
EUR auf 7.834 EUR in 2009 bzw. 8.004 
EUR ab 2010 erhöht werden. Gleichzeitig 
soll der Eingangssteuersatz von 15% auf 
14% sinken. Beim Spitzensteuersatz von 
42% bzw. 45% bleibt jedoch alles beim 
Alten.

EU-Kommission plant Bilanzerleichte-
rung für Kleinstunternehmen
Nach einem aktuellen Richtlinienvorschlag
der EU-Kommission sollen sog. Kleinst- 
unternehmen zukünftig von der Bilan-
zierungspflicht befreit werden können. 
Danach ist es jedem Mitgliedstaat erlaubt, 
Gesellschaften mit durchschnittlich nicht 
mehr als 10 Beschäftigten, einer Bilanz-
summe von unter 500.000 Euro bzw. ei-
nem Nettoerlös von weniger als 1 Millionen 
Euro aus dem Anwendungsbereich der 
EU-Bilanzrichtlinie herauszunehmen.
Unter Kleinstunternehmen werden Gesell-
schaften verstanden, die zum Bilanzstich-
tag zwei der drei konkreten Schwellen-
werte nicht überschreiten: Bilanzsumme 
500.000 Euro, Nettoumsatzerlöse unter 
1.000.000 Euro sowie durchschnittlich 10 
Beschäftigte im Geschäftsjahr. In Deutsch-
land könnten insbesondere kleine GmbH 
sowie GmbH & Co. KG von der vorgeschla-
genen Richtlinie profitieren, indem sie von 
den auf EU-Recht basierenden Vorschriften 
des §§ 264 ff. HGB zur Bilanzierung und 
Publizität befreit werden. Vom Anwen-
dungsbereich des EU-Bilanzrechts nicht 
betroffen sind hingegen Personenhandels-
gesellschaften (OHG, KG) und Einzelkauf-
leute.
Die EU-Kommission verspricht sich von der 
Umsetzung des Richtlinienvorschlags eine 
jährliche Kostenersparnis für Kleinstunter-
nehmen von bis zu 1.200 Euro. Bei konse-
quenter Umsetzung aller Mitgliedstaaten 
könnten dadurch Verwaltungskosten von 
rund 6 Milliarden Euro eingespart werden. 
Bislang unterliegen Kleinstunternehmen, 
obwohl sie in der Regel nur auf lokaler und 
regionaler Ebene tätig werden, denselben 
Vorschriften für Jahresabschlüsse wie grö-
ßere Unternehmen. Hinzu kommt, dass sie 
zwar maßgeblichen Anteil an der Schaffung 
von Arbeitsplätzen haben, verfügen aber 

nicht über die erforderlichen Mittel für um-
fangreiche Aufsichtsanforderungen.
Nach dem Willen des EU-Binnenmarkt-
kommissars McCreevy soll der Vorschlag 
der EU-Kommission nunmehr schnell von 
den Mitgliedstaaten und dem Europäischen 
Parlament geprüft und unterstützt werden. 
Bislang gebe es in einigen EU-Ländern 
aber noch Vorbehalte gegen die Bilanzie-
rungsfreiheit für Kleinstunternehmer.
Familien erhalten einmaligen Kinder-
bonus
Jeder, der im Jahr 2009 für mindestens 
einen Monat Anspruch auf Kindergeld hat, 
erhält zusätzlich 100 EUR. Leider gibt es 
diese nicht monatlich, sondern nur einma-
lig. Dazu ist die Zahlung auf das Jahr 2009 
begrenzt.

Beitrag zur gesetzlichen Krankenversi-
cherung sinkt
Zum 01. Juli 2009 soll der Beitragssatz 
zur gesetzlichen Krankenversicherung von 
14,6% auf 14,0% sinken. Hinzu kommt je-
weils der Anteil von 0,9%, der allein durch 
den Versicherten zu tragen ist. Das durch 
die Senkung entstehende finanzielle Loch 
im Gesundheitsfonds wird durch einen hö-
heren Bundeszuschuss geschlossen.

Vorsteuerfalle für Personengesell-
schaften
Bei Anschaffung von PKW genau aufpassen
Personengesellschaften müssen bei der 
Anschaffung ihres betrieblichen Fuhrparks 
aufpassen, dass sie nicht in die Vorsteuer-
falle tappen. Grund ist eine Besonderheit 
im Zulassungsrecht. Die Straßenverkehrs-
ämter können Fahrzeuge nämlich nicht auf 
die Personengesellschaft, sondern nur auf 
einen ihrer Gesellschafter zulassen. Die 
Lieferung des Fahrzeugs erfolgt damit nicht 
an die Personengesellschaft, sondern an 
den Gesellschafter. Das Finanzamt versagt 
deshalb der Personengesellschaft den Vor-
steuerabzug. Der Gesellschafter kann die 
Vorsteuer jedoch auch nicht abziehen, da 
er in der Regel kein Unternehmer ist.
Dasselbe gilt, wenn die Rechnung des 
Autohauses auf den Gesellschafter ausge-
stellt ist. Weil die Rechnung nicht auf die 
Personengesellschaft als dem eigentlichen 
Unternehmer ausgestellt wurde, scheidet 
der Vorsteuerabzug ebenso aus.
 

Tipp: Ein Gericht, das die Auffassung des 
Finanzamtes bestätigte, gab einen Hinweis 
zur richtigen Gestaltung. 

Wenn die Zulassung des Fahrzeuges •	
nur auf den Namen des Gesellschaf-
ters erfolgen kann, sollte wenigs-
tens die Adresse der Gesellschaft 
angegeben werden. Damit wird die 
Zuordnung des Fahrzeuges in die 
Verfügungsmacht der Gesellschaft 
dokumentiert.
Gleichzeitig muss die Rechnung des •	
Autohändlers auf die Gesellschaft aus-
gestellt sein.

Geschäftsessen: Nicht nur Speisen und 
Getränke sind absetzbar
Bei einer Existenzgründung werden er-
fahrungsgemäß viele Gespräche geführt. 
Um z. B. bereits im Vorfeld der Gründung 
potentielle Kunden bzw. Geschäftspart-
ner zu gewinnen, finden diese oftmals im 
Rahmen eines Geschäftsessens statt. Die 
Bewirtungskosten sind steuerlich absetzbar 
und umfassen nicht nur Essen und Geträn-
ke sondern auch Garderobengebühren, 
Taxifahrten, Trinkgelder und Raummieten. 
Darauf verweist jetzt die Bundessteuerbe-
raterkammer.
Unternehmer können die Bewirtungskosten 
eines Geschäftsessens als Betriebsausga-
ben geltend machen. Wie es in der Mit-
teilung der Bundessteuerberaterkammer 
heißt, erkennt der Fiskus alle Ausgaben an, 
die im engeren Zusammenhang mit dem 
Termin gestanden haben. Hierzu zählen 
somit nicht nur das Speisen und Getränke 
sondern auch die Taxifahrt zum/vom Res-
taurant, Garderobengebühren, die Kosten 
für der gemieteten Räumlichkeiten oder 
auch Trinkgelder. Voraussetzung der An-
erkennung ist allerdings, dass die Beträge 
in keinem erheblichen Missverhältnis zum 
eigentlichen Anlass stehen dürfen. Als Vor-
lage dienen u. a. Gaststättenrechnungen 
und ähnliche Belege. Trinkgelder müssen 
ab einer bestimmten Größe vom Kellner 
gegengezeichnet werden. Wichtig sind in 
jedem Fall die Angabe des geschäftlichen 
Anlasses sowie die Auflistung der Teilneh-
mer. Auf Bewirtungsrechnungen über 150 
EUR muss der Name der bewirtenden Per-
son als Rechnungsempfänger stehen.

Luxemburg kippt deutsches Urlaubs-
recht - Durch Krankheit kann Urlaub 
nicht verfallen
Der Europäische Gerichtshof hat am 
20.01.2009 eine bedeutsame Entscheidung 
verkündet. Demnach muss ein Arbeit-
nehmer auf jeden Fall einen bezahlten 
Mindestjahresurlaub von vier Wochen 
erhalten, auch wenn der Arbeitnehmer auf 
Grund von Krankheit während des Urlaubs-
jahres und auch innerhalb des Übertra-
gungszeitraums arbeitsunfähig gewesen 
ist. Die Entscheidung beruht auf folgenden 
Fall: Der klagende Arbeitnehmer war bis 
zum 30.09.2005 bei dem beklagten Arbeit-
geber beschäftigt. Er war in der Zeit vom 
08.09.2004 bis zum 30.09.2005 durch-
gehend arbeitsunfähig krankgeschrieben. 
Nach seinem Ausscheiden beim Arbeit-
geber verlangte der Arbeitnehmer für die 
Jahre 2004 und 2005 die Abgeltung seiner 

Urlaubsansprüche. Der Arbeitgeber lehnte 
diese Forderung mit der Begründung ab, 
die Urlaubsansprüche des Klägers seien 
wegen dessen Erkrankung bis zum Ende 
des Übertragungszeitraumes nicht erfüllbar 
gewesen und deshalb verfallen.
Die Konsequenzen sind nicht vollständig 
absehbar. Es ist davon auszugehen, dass:

Arbeitnehmer zukünftig ihre Ur-•	
laubsansprüche, die sie wegen einer 
Erkrankung nicht nehmen konnten, 
sammeln können und 
sich die „Unverfallbarkeit“ zunächst •	
auf den gesetzlichen Mindestur-
laubsanspruch von 4 Wochen jährlich 
bezieht. Es muss aber davon ausge-
gangen werden, dass die Entscheidung 
auch auf Urlaubsansprüche angewen-
det werden wird, die wegen einzelver-
traglicher Vereinbarungen über den 
gesetzlichen Mindesturlaubsanspruch 

hinaus-
gehen. 
der ge-•	
setzlich 
vorge-
sehene 
Zusat-
zurlaub 
von fünf 
Arbeits-
tagen für 
Schwer-
behin-
derte 
nicht 
verfallen kann. 

Gerichtsurteil zum Rauchverbot - Kein 
Bußgeld bei Vorsorge
Hängt ein Gastronom in seiner Kneipe Ver-
botsschilder auf und entfernt alle Aschen-

V. Ihr Recht



VI. Kurzarbeit

Kurzarbeit - Auch in Hotels und Gast-
stätten grundsätzlich möglich
Die Bundesregierung setzt in der derzeit 
angespannten wirtschaftlichen Situation 
auf das Mittel Kurzarbeit, um einen star-
ken Jobabbau zu verhindern. Auch in der 
Hotellerie und Gastronomie ist Kurzarbeit 
grundsätzlich möglich. Allerdings ist davon 
auszugehen, dass sie bei weitem nicht 
die Rolle wie im produzierenden Gewerbe 
spielen kann, da auch bei stark zurückge-
henden Umsätzen der Personalbedarf nicht 
in gleichem Maße sinkt. Nichtsdestotrotz 
haben wir die wichtigsten Grundlagen in 
einem DEHOGA aktuell für Sie zusam-

mengestellt, das Sie in der Geschäftsstelle 
des DEHOGA Bundesverbandes anfordern 
können. Anhand dieser Informationen kön-
nen Sie überprüfen, ob Kurzarbeit für Sie 
eine Alternative darstellt. Die geplanten 
Änderungen der Politik in Sachen Kurzar-
beitergeld, die unter anderem finanzielle 
Erleichterungen für Arbeitgeber enthalten, 
die Beschäftigte auf Kurzarbeit setzen 
wollen, sieht der DEHOGA mit gemischten 
Gefühlen. Denn auf der einen Seite belas-
tet ein steigendes Kurzarbeitergeld den 
Haushalt der Bundesagentur für Arbeit und 
damit letztlich die Lohnzusatzkosten. Auf 
der anderen Seite kommen die geplanten 

Verbesserungen und Erleichterungen auch 
den Betrieben in Gastronomie und Hotel-
lerie grundsätzlich zu Gute. Um Kurzarbeit 
auch in den kleinen und mittelständischen 
Betrieben unserer Branche nutzbar zu ma-
chen, ist allerdings die Vereinfachung des 
Verfahrens und der Formulare besonders 
wichtig. Der Bundesrat wird voraussicht-
lich am 20. Februar über den bereits vom 
Bundestag verabschiedeten Entwurf eines 
„Gesetzes zur Sicherung von Beschäftigung 
und Stabilität in Deutschland“ entscheiden. 
Das Gesetz soll rückwirkend zum 1. Febru-
ar in Kraft treten.

becher, darf er für Verstöße der Gäste 
gegen das Rauchverbot in seinem Lokal 
nicht bestraft werden. Diese Entscheidung 
traf das Oberlandesgericht Oldenburg am 
25. Februar (Aktenzeichen Ss 426/08). 
Das zuständige Amtsgericht hatte den 
Angeklagten zuvor zu einem Bußgeld in 
Höhe von 120 Euro verurteilt, weil er nach 
Ansicht der Richter stärker hätte kontrol-
lieren müssen, dass nicht geraucht wird. 
Die Oberlandesrichter waren hingegen 
der Meinung, dass der Wirt genug getan 
habe, um das Rauchen in seiner Kneipe zu 
verhindern.

Kleinunternehmern droht der Einsatz 
der neuen Taskforce Steuerfahndung
Kleinunternehmer, die nicht für jeden 
Kunden eine Rechnung schreiben, droht 
Ungemach in Form von hohen Steuernach-
zahlungen. Laut einer Pressemitteilung 
der Financial Times Deutschland haben 
mehrere Bundesländer eine Steuerfahn-
dungs-Taskforce ins Leben gerufen, die 
länder- und finanzamtsübergreifend 
ermittelt. Zudem werden Betriebe mit Hilfe 
einer neuen branchenspezifischen Soft-
ware hinsichtlich der tatsächlich erzielba-
ren Umsätze überprüft. Auf der Liste der 
Steuerfahnder steht derzeit insbesondere 
der Berufsstand der Friseure. Hierfür 
hat die Oberfinanzdirektion Hannover 
eine Software entwickelt, für die sie eine 
Vielzahl von Daten für speziell im Friseur-
handel lieferbarer Produkte gesammelt und 
in das Programm eingespeist hat. Anhand 
der Angaben eines geprüften Betriebes 
errechnet die Software umgehend die 
tatsächlich erzielbaren Umsätze aus. Wie 
das Beispiel einer Friseurmeisterin aus 
Hamburg zeigt, kann es dabei allerdings 
zu großen Diskrepanzen zwischen den 
Angaben des steuerpflichtigen Betriebes 
und dem PC-Ergebnis kommen. So hatte 
die Friseurin für das Jahr 2007 einen Ge-
winn von 52.000 Euro ermittelt. Aufgrund 

einiger kleiner Ungereimtheiten bei der 
Betriebsprüfung nahm ein Steuerfahnder 
allerdings das neue Softwareprogramm zu 
Hilfe. Dieses errechnete einen Gewinn von 
142.000 Euro, also einen Unterschied von 
90.000 Euro. Die fällige Differenz muss 
nunmehr nachgezahlt werden.

Das Programm ist allerdings heftig um-
stritten. Während die Betriebsprüfer und 
Steuerfahnder es für rechtlich wasserdicht 
halten, bemängelt die Branche nicht nach-
vollziehbare Berechnungen, die auf der 
Grundlage realitätsferner Öffnungszeiten, 
Personal, Einkauf oder Dienstleistungen 
beruhen. Deshalb raten Steuerexperten 
derzeit zur Einschaltung eines Rechtsan-
waltes oder Steuerberaters vor dem Aus-
füllen der entsprechenden Formulare.

Weniger Elterngeld durch Gründungs-
zuschuss
Wer sich innerhalb der Elternzeit selbst-
ständig macht und dafür einen Gründungs-
zuschuss erhält, muss weniger Elterngeld 
in Kauf nehmen. Wie das Sozialgericht 
Dresden in einem aktuellen Beschluss 
(Az.: S 30 EG 1/09 ER) feststellt, darf der 
Zuschuss grundsätzlich als Einkommen 
behandelt und auf das Elterngeld ange-
rechnet werden. Eine Mutter hatte sich 
während Ihrer Elternzeit als Pflegekraft 
selbstständig gemacht. Diesen Schritt 
förderte die Agentur für Arbeit mit ei-
nem monatlichen Gründungszuschuss. 
Das Sozialamt verrechnete daraufhin den 
Zuschuss mit dem Elterngeld und kürzte 
es auf den Mindestbetrag von 300 Euro 
monatlich. Der hiergegen gerichtete Eilan-
trag der Mutter wurde abgewiesen. Nach 
Auffassung des Sozialgerichts Dresden 
müssen Elterngeldempfänger, die einen 
Gründungszuschuss erhalten, genau so be-
handelt werden wie Bezieher von Arbeits-
losengeld, Krankengeld oder Rente. Auch 
diese staatlichen Leistungen werden als 

Einkünfte gewertet und auf das Elterngeld 
angerechnet. Die Richter erklärten dies-
bezüglich, dass der Gesetzgeber selbst 
festgelegt habe, dass der Gründungszu-
schuss gerade dem Zweck diene, den Le-
bensunterhalt in der schwierigen Phase der 
Existenzgründung zu sichern. Das Urteil ist 
allerdings noch nicht rechtskräftig.
Keine Gnade für Steuerhinterzieher -
Härtere Strafen sollen vor Steuerstraf-
taten abschrecken
Nicht nur auf Grund der Liechtenstein-
Affäre hat der Bundesgerichtshof in einer 
Revision gegen ein Strafurteil die Straf-
maßstäbe verschärft. Seiner Auffassung 
nach muss derjenige, der Millionen an 
Steuern hinterzieht, hierfür auch mit 
Freiheitsentzug bestraft werden. Bislang 
kamen die Steuerhinterzieher selbst bei 
großen Summen meist glimpflich davon. 
Dies soll sich ändern. 

Geldstrafen werden nur noch bei einer •	
Hinterziehungssumme von maximal 
50.000 bis 100.000 EUR verhängt. 
Bei Hinterziehungssummen über •	
100.000 EUR kommt nur noch eine 
Freiheitsstrafe in Betracht, die ggf. zur 
Bewährung ausgesetzt werden kann. 
In diesen Fällen muss ein förmliches 
Strafverfahren vor Gericht stattfinden.
Bei Millionenbeträgen scheidet eine •	
Bewährungsstrafe in der Regel aus.

Parallel dazu ist mit dem Jahressteuerge-
setz die Verjährungsfrist für bestimmte 
Steuerstraftaten von bislang fünf Jahren 
auf 10 Jahre verlängert worden. Betroffen 
sind allerdings nur Steuerstraftaten im 
Bereich der „besonders schweren Steu-
erhinterziehung“, wie zum Beispiel der 
Steuerhinterziehung „in großem Ausmaß“. 
Wann ein solches großes Ausmaß aller-
dings vorliegt, ist unklar. Dazu muss die 
Rechtsprechung erst Maßstäbe entwickeln.
Stand: April 2009

VII. Sonstiges

Kontopfändungsschutz für Existenz-
gründer
Der Bundsetag hat am 23.04.2009 die 
Einführung eines Pfädungsschutzkontos 
beschlossen, von dem u. a. auch Selbst-
ständige und Existenzgründer profitie-
ren. Das neue Konto soll dessen Inhaber 
einen automatischen Basispfädungsschutz 
in Höhe seines Pfändungsfreibetrages 
garantieren und ihn vor dem Zugriff der 

Gläubiger bewahren. Damit bleibt ihm ein 
Existenzminimum, welches die Fortsetzung 
der Geschäfte ermöglichen soll.

Künstlersozialkasse: Sonderregelung 
für Gründer gilt maximal 3 Jahre
Die Mitgliedschaft in der Künstlersozial-
versicherung ist für Existenzgründer in 
künstlerischen und publizistischen berufen 
lukrativ. Voraussetzung ist der Nachweis 

eines Mindesteinkommens von 3.900 Euro 
im Jahr. Existenzgründer können jedoch 
auch bei geringerem Einkünften in die KSK 
aufgenommen werden. Diese Sonderre-
gelung gilt laut Sozialgericht Karlsruhe 
allerdings nur in den ersten 3 Jahren der 
Selbstst#ndigkeit
(AZ: S 5äKR 5778/07).


